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M A R K T G E M E I N D E A M T 
        A R N O L D S T E I N 

 8170/2019 Ko 

 

 Verordnung Friedhofsordnung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Arnoldstein vom 18.12.2019, Zahl 8170/2019 

Ko, mit welcher die Friedhofsordnung festgelegt wird. 

 

Gemäß § 26 des Kärntner Bestattungsgesetzes – K-BStG, LGBl Nr 61/1971, zuletzt in 

der Fassung des Gesetze LGBl. Nr. 61/2019, wird verordnet: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für alle im Eigentum der Marktgemeinde Arnoldstein 

stehenden Friedhöfe das sind derzeit  

 

a) der Parkfriedhof Arnoldstein, 

b) der Friedhof Thörl-Maglern und 

c) der Friedhof Lind. 

 

Der Parkfriedhof Arnoldstein besteht aus den Grundstücken Nr.: 73/37, 74/3, 74/7, 

106/5, 106/6 und einer Teilfläche von 2047 Quadratmeter des Grundstücks Nr.: 74/1, 

KG 75402 Arnoldstein. 

Der Friedhof Thörl-Maglern besteht aus den Grundstücken Nr.: 863/1, und 863/2 KG 

75427 Thörl-Maglern. 

Der Friedhof Lind besteht aus den Grundstücken Nr. 453, und 452/4 KG 75433 

Pöckau. 
 

(2) Auf diesen befinden sich nach Größe Art, Lage und Widmung der jeweiligen 

Anlagen die erforderlichen Infrastrukturanlagen wie Aufbahrungshallen, sanitäre 

Anlagen, Verkehrswege, Grünflächen, Abfallplätze, ausreichende Anzahl an 

Parkplätzen und Wasserentnahmestellen. 
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§ 2 Verwaltung und Aufsicht 
 

Die Verwaltung obliegt der Friedhofsverwaltung der Marktgemeinde Arnoldstein. 

Diese hat für einen geordneten Betrieb der Friedhöfe, sowie für die Erhaltung der 

baulichen und gärtnerischen Anlagen zu sorgen. 

 

§ 3 Zweck des Friedhofes 

 
Die Friedhöfe dienen der Beisetzung der sterblichen Überreste bzw. der Urnen 

verstorbener Personen.  

 

§ 4 Öffnungszeiten Friedhöfe und Aufbahrungshallen 

 
(1) Der Friedhof ist durchgehend für Fußgänger geöffnet. 

 

(2) Die Öffnungszeiten der Aufbahrungshallen während der Aufbahrung eines 

Verstorbenen wird mit frühestens 08:00 Uhr bis spätestens 21:00 Uhr festgesetzt. 

In begründeten Fällen kann die Friedhofsverwaltung frühere bzw. spätere 

Öffnungszeiten der Aufbahrungshalle genehmigen. 

 

(3) Erforderlichenfalls kann die Friedhofsverwaltung im Einvernehmen mit dem 

Friedhofsreferenten die Schließung des Friedhofes über die Nachtzeit veranlassen, 

was von durch Anbringung von Tafeln mit entsprechender Aufschrift an den 

Friedhofseingängen zu verlautbaren wäre. 
 

§ 5 Ordnungsvorschriften 

 

(1) Auf den Friedhöfen ist alles zu unterlassen, was nicht der Würde des Ortes 

entspricht. Die Besucher des Friedhofes haben sich daher entsprechend ruhig zu 

verhalten. 

 

(2) Den Anordnungen der Friedhofsverwaltung und deren Aufsichtsorganen ist Folge 

zu leisten. Wer ihnen zuwiderhandelt, kann vom Friedhof verwiesen werden. 

 

(3) Kinder unter 10 Jahren dürfen nur in Begleitung von Erwachsenen und unter deren 

Aufsicht den Friedhof betreten.  

 

(4) Innerhalb des Friedhofes ist nicht gestattet: 
 

(a) das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art. (außer Invalidenfahrzeuge 

und Fahrzeuge für gehbehinderte Menschen) 

(b) Abfälle außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze abzulagern. 
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(c) Druckschriften zu verteilen, Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste 

anzubieten. 

(d) die Verunreinigung und Beschädigungen der Friedhofseinrichtungen und 

Anlagen. 

(e) Tiere mitzubringen (außer Blindenhunde) 

(f) das Übersteigen von Grabstätten, Einfriedungen und Hecken sowie das Betreten 

der Rasenflächen, soweit sie nicht als Wege dienen. 

(g) Lärmen und Spielen, Radfahren und Lärmen. 

 

(5) In begründeten Fällen kann die Friedhofsverwaltung von den im § 5 Abs. 4 

angeführten Bestimmungen Ausnahmen genehmigen. 

 

§ 6 Gewerbliche Arbeiten 

 
(1) Steinmetze, Gärtner etc. bedürfen für die Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeit 

auf den Friedhöfen die Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Insbesondere sind 

die Arbeiten so vorzunehmen, dass dadurch die Begräbnisfeierlichkeiten nicht 

gestört werden. 

 

(2) Gewerbliche Arbeiten an Grabstätten dürfen nur von befugten Gewerbetreibenden 

vorgenommen werden. Gewerbetreibende und ihre Bediensteten haben die 

Friedhofsordnung und die Anordnungen der Organe der Friedhofsverwaltung zu 

befolgen.  

 

§ 7 Ruhefristen 
 

Die Ruhefrist bzw. die Ruhezeit bis zur Wiederbelegung eines Grabes beträgt für 

Gräber mindestens 10 Jahre und für Grüfte 25 Jahre. 

 

§ 8 Einteilung und Ausmaß der Gräber 

 
(1) Die Grabstätten werden wie folgt eingeteilt: 

 

a) Einzelgrab, Länge 2,50 m, Breite 1,50 m 

b) Doppelgrab, Länge 2,50 m, Breite 3,0 m 

c) Einzelurnennische 

d) Doppelurnennische 

e) Urnensäule 

 

(2) Die Größe der Urnennischen und Urnensäulen ergibt sich nach den dafür 

vorgesehenen baulichen Anlagen. 
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(3) Für die Beisetzung von Aschenurnen stehen alle Grabstätten zur Verfügung. Die 

Beisetzung der Urnen kann ober- oder unterirdisch erfolgen. Die Art und 

Ausführung der oberirdischen Beisetzung unterliegt der Genehmigung der 

Friedhofsverwaltung. Die Beisetzung in der Erde hat mindestens in einer Tiefe 

von 0,60 m zu erfolgen.  

 

(4) Urnensäulen dürfen nur auf den von der Friedhofsverwaltung der Marktgemeinde 

Arnoldstein vorgesehen Flächen errichtet werden. 

 

(5) In begründeten Fällen kann die Friedhofsverwaltung auch die Erwerbung mehrerer 

nebeneinander liegender Gräber zur einheitlichen Ausgestaltung bewilligen.  

 

(6) Einzelne Grabstätten können über Beschluss des Gemeinderates zu 

Ehrengrabstätten erklärt werden. Erhaltung und Pflege dieser Ehrengrabstätten 

obliegen der Marktgemeinde Arnoldstein. 

 

§ 9 Gestaltung und Pflege der Grabstätten 

 
(1) Der Friedhof ist stets in einem würdigen, dem Grabesfrieden entsprechenden und 

in einem den Besuchern der Ruhestätten der Verstorbenen wohltuenden Anschein 

zu erhalten. 

 

(2) Vom Nutzungsberechtigten einer Grabstätte ist nachstehendes verbindlich zu 

beachten: 

 

a) Jede Neuerrichtung und Veränderung von Grabmälern, Einfassungen und sonstigen 

baulichen Anlagen, sowie die Anpflanzung von höheren Sträuchern auf Grabstätten, 

bedarf der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Zu diesem Zweck ist ein Plan 

bei der Friedhofsverwaltung einzureichen. Jedenfalls nicht genehmigt werden: 

 

1.) Inschriften, die der Weihe des Ortes nicht entsprechen. 

2.) formlich allzu auffällige Betonwerksteine. 

3.) Ausführungen in nicht wetterbeständigem Material 

4.) Grabumrandungen aus Waschbetonplatten, Klinkerziegeln etc. 

 

b) Grabmäler dürfen ausschließlich nur von hierfür befugten Gewerbetreibenden 

errichtet werden. Die Grabmäler sind ihrer Größe entsprechend nach den 

allgemein anerkannten Regeln des Handwerkes zu fundamentieren und so zu 

befestigen, dass sie dauerhaft, stand- und frostsicher sind. 

 

c) Grabmäler müssen besonderen ästhetischen Anforderungen entsprechen. Das 

Material soll dem Erfordernis einer ruhigen Wirkung des Gesamtbildes dienen, 
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wobei für Steingrabmäler besonders Granit-, Tuff-, Sand-, Kalkstein und 

Muschelkalk geeignet sind. 

 

d) Entspricht ein aufgestelltes Grabmal nicht dem Plan oder wurde es ohne 

Genehmigung errichtet, so kann dieses auf Kosten des Grabnutzungsberechtigten 

von der Friedhofsverwaltung entfernt werden. Firmenbezeichnungen dürfen in 

unauffälliger Weise, möglichst seitlich an den Grabmälern, angebracht werden. 

 

e) Ohne Genehmigung errichtete oder der Genehmigung nicht entsprechende 

bauliche oder gärtnerische Anlagen wie Bäume und Sträucher können von der 

Friedhofsverwaltung auf Kosten des Nutzungsberechtigten entfernt werden. 

 

f) In den einzelnen Grabfeldern müssen die Grabmäler unter Bedachtnahme auf die 

Gesamtwirkung errichtet werden. Sie müssen der Würde des Ortes entsprechen.  

 

g) Die Grabmäler dürfen grundsätzlich in der Regel die Höhe von 1,40 m (gemessen 

von der Bodenoberkante) nicht überschreiten und sind in einem ausgewogenen 

Maßverhältnis zu bemessen. Ausnahmen sind nur an einzelnen besonders hierfür 

vorgesehenen Plätzen zulässig und von der Friedhofsverwaltung zu erteilen. 

 

h) Die Herstellung einer Grabeinfassung über die Gesamtlänge einer Grabstelle ist 

erlaubt, jedoch muss zwischen dem Asphaltrand des Weges, an dem das Grab 

liegt, und dem diesen zugewandten Teil der Einfassung eine dem Niveau des 

Weges entsprechend freie Fläche von mindestens 50 cm verbleiben. Zu den 

angrenzenden Grabstellen hin muss der Abstand der Einfassung mindestens 20 

cm. Betragen. Die Höhe des aus der Erde ragenden Sockels darf 20 cm nicht 

überschreiten. 

 

i) Der Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, für die Standfestigkeit seines 

Grabdenkmales Sorge zu tragen. Er haftet für Schäden, die durch Umstürzen des 

Grabdenkmales an anderen Grabstätten oder an Personen verursacht werden. 
 

j) Die Grabdenkmäler dürfen, außer zum Zweck der Ausbesserung oder Erneuerung 

während der Dauer des Nutzungsrechtes nur mit Bewilligung der 

Friedhofsverwaltung entfernt werden. 

 

k) Alle Grabstätten sind in einer des Friedhofes würdigen Weise gärtnerisch 

anzulegen und zu pflegen. Zur Bepflanzung der Grabstätte sind nur geeignete 

Pflanzen zu verwenden, welche die benachbarten Gräber nicht stören. Alle 

Pflanzen, die eine mehr als einjährige Lebensdauer haben, dürfen nur mit 

Genehmigung der Friedhofsverwaltung gepflanzt werden. Die Bepflanzung von 

Bäumen ist verboten. 

 

l) Die Grabstätten sind vor jeglicher Verunreinigung zu bewahren. 
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m) Die auf den Friedhöfen gepflanzten Bäume und Sträucher dürfen nur mit 

Genehmigung der Friedhofsverwaltung beseitigt oder verändert werden. Diese 

kann ferner den Schnitt oder die völlige Beseitigung stark wuchernder oder 

absterbender Bäume oder Sträucher anordnen. Lediglich die gärtnerische 

Saisonbepflanzung unterliegt, soweit nicht Sonderbestimmungen entgegenstehen, 

nicht der Genehmigungspflicht. Verwelkte Blumen oder Kränze werden seitens 

der Friedhofsverwaltung gegen Entrichtung einer Gebühr entfernt. 

 

n) Das Bestreuen der Zwischenwege mit hellem Kies sowie das Aufstellen nicht 

zweckentsprechender Gefäße (Konservendosen usw.) zur Aufnahme von Blumen 

auf Grabstellen ist verboten. 

 

o) Grabhügel müssen eine gewölbte Form erhalten, deren Höhe mit 0,20 m begrenzt 

ist. 

 

§ 10 Erwerb und Umfang des Nutzungsrechtes 
 

(1) Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte wird mit der Zuteilung durch die 

Friedhofsverwaltung und Entrichtung der dafür nach den Bestimmungen des 

Finanzausgleichsgesetzes festgesetzten Gebühr erworben. Gräber können 

grundsätzlich nur auf einem bereits eröffnetem Leichenfeld erworben werden. 

Derjenige, durch den die erstmalige Zahlung geleistet wurde, ist der 

Nutzungsberechtigte und als solcher in das Gräberbuch einzutragen. Über den 

Erwerb des Nutzungsrechtes erhält der Nutzungsberechtigte eine Bescheinigung, 

aus welcher die Bezeichnung der Grabstätte, die Höhe der Gebühr und die Dauer 

des Nutzungsrechtes ersichtlich ist. 

 

(2) Das Nutzungsrecht ist unteilbar und kann jeweils nur von einer Person ausgeübt 

werden. Der Nutzungsberechtigte einer Eigengrabstätte hat auch das Recht, darin 

selbst beigesetzt zu werden. 

 

(3) Das Nutzungsrecht berechtigt insbesondere dazu, in der Grabstätte die zulässige 

Anzahl von Personen, die vom Nutzungsberechtigten namhaft gemacht wurden, 

beisetzen zu lassen, die Grabstätte anzulegen, gärtnerisch, künstlerisch zu 

gestalten, zu schmücken und ständig zu pflegen, und mit Genehmigung der 

Friedhofsverwaltung ein Grabmal aufzustellen. 

 

§ 11 Dauer des Nutzungsrechtes 
 

(1) Die Ruhefrist (Benützungsdauer) für Gräber beträgt 10 Jahre. Das Nutzungsrecht 

an Eigengräbern ist von der Friedhofsverwaltung bei neuerlichem Erlage der 

jeweiligen Nutzungsgebühr auf jeweils weitere 10 Jahre zu verlängern. Ist die 
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zehnjährige Ruhefrist bei einer Erdbestattung in einer Eigengrabstätte nicht 

gewahrt, so muss zum Zeitpunkt vom Ende des ursprünglichen Nutzungsrechtes 

an, um weitere zehn Jahre verlängert werden. 

 

(2) Vor Ablauf des Nutzungsrechtes ist der Grabnutzungsberechtigte mittels 

Gebührenvorschreibung zu verständigen. Ist der Nutzungsberechtigte bzw. sein 

Aufenthaltsort der Friedhofsverwaltung nicht bekannt und auch nicht zu ermitteln, 

so ist der Ablauf des Nutzungsrechtes während der Dauer von 6 Monaten an der 

Amtstafel des Gemeindeamtes und durch Anschlag an der Friedhofstafel öffentlich 

kundzumachen. Erfolgt die Verständigung über den Ablauf des Benützungsrechtes 

in Form einer öffentlichen Kundmachung, so endet das Benützungsrecht mit 

Ablauf des Jahres, in welchem die Kundmachung erfolgt ist. Mit dem Erlöschen 

des Nutzungsrechtes fällt die Grabstätte samt den dann noch vorhandenen Um- und 

Aufbauten in das unbeschränkte Eigentum der Marktgemeinde Arnoldstein. 

 

§ 12 Übergang des Benützungsrechtes 

 
(1) Das Nutzungsrecht steht nur einer Person zu und ist grundsätzlich unveräußerlich, 

doch kann die Friedhofsverwaltung in besonderen Fällen Ausnahmen bewilligen. 

Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten geht das Nutzungsrecht auf denjenigen 

über, der nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen des Erbrechtes hierzu 

berufen ist. 

 

(2) Für den Fall, dass keine Personen vorhanden sind, die zur Nachfolge in das 

Nutzungsrecht berufen sind, kann die Friedhofsverwaltung auf Antrag derjenigen 

Person, die für die ordnungsgemäße Bestattung und Instandhaltung der Grabstätte 

aufkommt, das Nutzungsrecht zuerkennen. 

 

(3) Sind zur Nachfolge auf Grund letztwilliger Anordnungen oder der gesetzlichen 

Erbfolge mehrere Personen berufen, ist zunächst für den Übergang die Einigung 

der Beteiligten auf eine Person aus ihrem Kreis zu suchen. Kommt eine solche 

Einigung nicht zustande, erfolgt der Übergang in der nachstehenden Reihenfolge: 

 

a) der Ehegatte, 

b) der dem Grad nach nächste Verwandte, 

c) bei gleich naher Verwandtschaft der oder die jeweils ältere Person. 

 

Jede zunächst berufene Person ist berechtigt, durch Erklärung gegenüber der 

Friedhofsverwaltung die Nachfolge zugunsten der jeweils nächstberufenen Person 

auszuschlagen. 

Die auf diese Weise ermittelte Nachfolge ist unverzüglich der Friedhofsverwaltung 

mitzuteilen. Bei einverständlicher Regelung ist die schriftliche 

Zustimmungserklärung der übrigen Beteiligten beizulegen. Wie bei der ersten 
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Erwerbung, so hat auch bei jeder Veränderung in der Person des 

Nutzungsberechtigten die Eintragung desselben im Gräberbuch zu erfolgen. 

Der überlebende Ehegatte, der mit dem verstorbenen Nutzungsberechtigten zum 

Zeitpunkt des Todes in aufrechter Ehe lebte, hat das Recht, in der Eigengrabstätte 

beigesetzt zu werden. 

 

§ 13 Erlöschen des Nutzungsrechtes 
 

(1) Das Nutzungsrecht erlischt: 

 

a) bei sämtlichen Gräbern nach 10 Jahren nach Erwerb. Bei Grüften nach 25 

Jahren nach Erwerb. 

 

b) durch schriftlichen Verzicht auf die Grabstätte.  

 

c) durch Nichtbezahlung der fälligen Friedhofsgebühren. 

 

d) durch gänzliche oder teilweise Auflassung des Friedhofes oder durch 

Umwidmung.  

 

e) durch Entzug des Nutzungsrechtes seitens der Friedhofsverwaltung, wenn 

Bestimmungen der Friedhofsordnung gröblich und beharrlich verletzt werden, 

wenn die Grabstätte nicht ordnungsgemäß instandgehalten bzw. gepflegt wird 

und der Nutzungsberechtigte nach schriftlicher Aufforderung und Hinweis auf 

der Grabstätte durch die Friedhofsverwaltung nicht binnen dreier Monate für 

die Instandhaltung und Pflege Sorge trägt. 

 

(2) Im Falle der Auflassung, Stilllegung oder Umwidmung des Friedhofes ist die 

Marktgemeinde Arnoldstein berechtigt, auch schon vor Ablauf der 

Benutzungsdauer der Gräber den Friedhof außer Betrieb zu setzen und die 

Einstellung der Bestattung anzuordnen. In diesem Fall endet das Benutzungsrecht 

mit dem Zeitpunkt der Auflassung des Friedhofes ohne Leistung einer 

Rückvergütung. Weiters hat die Friedhofsverwaltung der Marktgemeinde 

Arnoldstein das Recht im Falle der Auflassung des Friedhofes Leichenreste und 

Aschereste (Urnen), sofern sie der bisher Benützungsberechtigte nicht innerhalb 

einer Frist von sechs Monaten anderweitig beisetzen oder beerdigen lässt, in einem 

Gemeinschaftsgrab zu beerdigen. 

 

(3) Bei Verzicht von Eigengrabstätten und Urnengrabstätten oder deren Einziehung 

durch die Friedhofsverwaltung vor Ablauf der Nutzungsdauer entsteht kein 

Anspruch auf Rückerstattung der bereits gezahlten Grabnutzungsgebühr. 
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(4) Nach dem Erlöschen des Benützungsrechtes hat die Friedhofsverwaltung der 

Marktgemeinde Arnoldstein das Recht Leichenreste und Aschereste (Urnen), 

sofern sie der bisher Benützungsberechtigte nicht innerhalb einer Frist von sechs  
 

Monaten anderweitig beisetzen oder beerdigen lässt oder innerhalb dieser Frist 

kein Rechtsnachfolger ermittelt werden kann, in einem Gemeinschaftsgrab zu 

beerdigen Die Friedhofsverwaltung hat den Benützungsberechtigten in einer 

Mitteilung auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

 

(5) Die Nutzungsberechtigten haben innerhalb von 6 Monaten nach Erlöschen des 

Nutzungsrechtes der Grabstätte die Grabmäler, Umfassungen und Anpflanzungen 

auf ihre Kosten zu entfernen. Nach Ablauf dieser Frist verlieren die 

Nutzungsberechtigten alle Ansprüche auf Grabmälern, Umfassungen und sonstige 

Grabausstattungen. Die Friedhofsverwaltung ist sodann berechtigt, aber nicht 

verpflichtet, die Abtragung auf Kosten der Parteien vornehmen zu lassen. 

 

§ 14 Beerdigungsrecht 

 
(1) Der Friedhof dient zur Beisetzung aller Personen. 

 

(2) Sämtliche Grabstätten bleiben im Eigentum der Marktgemeinde Arnoldstein; 

an ihnen bestehen nur Nutzungsrechte nach dieser Friedhofsordnung. Ein 

Vorbehalt einzelner Friedhofsteile für bestimmte Konfessionen, Nationen und 

dergleichen ist unzulässig. 

 

(3) Die gesamten Erträgnisse aus den Grabstätten gehören der Marktgemeinde 

Arnoldstein. 

 

(4) Im Falle der Auflassung des Friedhofes ist die Gemeinde berechtigt, auch 

schon vor Ablauf der Benutzungsdauer der Gräber den Friedhof außer Betrieb 

zu setzen und die Einstellung der Bestattung anzuordnen. In diesem Fall endet 

das Benutzungsrecht mit dem Zeitpunkt der Auflassung des Friedhofes ohne 

Leistung einer Rückvergütung. 

 

§ 15 Aufbahrungen, Aufbahrungshallen, Bestattung 
 

(1) Die Aufbahrungshallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. In 

den Leichenhallen sind die Särge verschlossen aufzubewahren. Soweit keine 

sanitätspolizeilichen Vorschriften oder Bedenken entgegenstehen, kann die 

Friedhofsverwaltung die nochmalige Öffnung eines Sarges gestatten. Im übrigen 

gelten für die Aufbahrung und Behandlung der Leichen mit ansteckenden 

Krankheiten die jeweiligen sanitätspolizeilichen Vorschriften. 
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(2) Bei Einlieferung einer Leiche ist die vom Totenbeschauer gefertigte 

Totenbescheinigung, bei Einlieferung einer Aschenkapsel die standesamtliche 

Sterbeurkunde und die Bescheinigung des Krematoriums über die erfolgte 

Einäscherung beizubringen.  

(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Abhaltung von Trauerzeremonien und die den 

verschiedenen Konfessionen entsprechenden religiösen Gebräuche ohne 

Unterschied der Rasse oder Religion zu dulden und deren klaglose Abwicklung zu 

unterstützen. Zeremonien, die mit der öffentlichen Ordnung oder mit den guten 

Sitten unvereinbar sind, sowie jedes der Weihe und dem Ernste des Ortes 

abträgliche Benehmen sind verboten. 

 

(4) Die Erteilung der Bewilligung für das Öffnen und Schließen der Grabstätten 

obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung der Marktgemeinde Arnoldstein.  

 

(5) Vor Bestattung in einer bereits angelegten Grabstätte ist vom 

Nutzungsberechtigten spätestens einen Tag vor der Graböffnung die Entfernung 

der Pflanzen und Grabbauten zu veranlassen. Wird diese Verpflichtung nicht 

erfüllt, so führt die Friedhofsverwaltung die Arbeiten auf Kosten der 

Nutzungsberechtigten durch. 

 

§ 16 Haftung 
 

(1) Alle Friedhofsbesucher haften für durch sie entstandene Schäden nach den 

gesetzlichen Bestimmungen. 

 

(2) Die Nutzungsberechtigten haften überdies für Schäden, die durch offene oder 

verborgene Mängel ihrer Grabstätten entstanden sind. Sie haben die 

Marktgemeinde Arnoldstein für alle diesbezüglichen Ersatzansprüche dritter 

Personen zur Gänze schad- und klaglos zu halten. 

 

(3) Die Nutzungsberechtigten haften für alle Schäden, die durch ihre Tätigkeit bzw. 

Untätigkeit im Friedhofsgelände entstehen, insbesondere für Schäden, die durch 

unsachgemäßes Aufstellen oder durch mangelnde Pflege und Aufsicht einer 

Grabstätte entstehen.  

 

(4) Die Marktgemeinde Arnoldstein haftet nur für jene Schäden, die im 

Friedhofsgelände durch schuldhaftes Verhalten ihrer Bediensteten entstanden sind. 

Eine Haftung für Schäden, die an Grabstätten durch Natureinflüsse, Wurzeln von 

Bäumen, Beschädigungen durch Dritte, Tiere oder Diebstähle entstehen, wird von 

ihr nicht übernommen. 
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(5) Die Marktgemeinde Arnoldstein haftet auch nicht für die Unveränderlichkeit oder 

eine bestimmte Gestaltung der engeren oder weiteren Umgebung von Grabstätten 

und Anlagen. 

 

§ 17 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2020 in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Friedhofsordnung der 

Marktgemeinde Arnoldstein vom 04.07.2001 außer Kraft. 

 

Der Bürgermeister: 

 

Erich Kessler 
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